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Senatsverwaltung für Wirtschaft, 

Energie und Betriebe 

- III A 15 – 

Telefon 9013 - 8441 

 

 

An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

M i t t e i l u n g  

 

- zur Kenntnisnahme - 

 

über Bericht zur Gemeinsamen Wasserstoff-Strategie Berlin-Brandenburg: Beschleunigter 

Ausbau der Wasserstoffwirtschaft 

 

- Drucksachen Nrn. 19/1556 und 19/1138 - 

- Zwischenbericht - 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

Der Senat legt nachstehende Mitteilung dem Abgeordnetenhaus zur Besprechung vor: 

 

Das Abgeordnetenhaus hat in seiner Sitzung am 18.04.2024 Folgendes beschlossen: 

 

„Der Senat wird aufgefordert, Gespräche mit dem Bundesland Brandenburg mit dem Ziel 

aufzunehmen, dass die gemeinsam mit dem Land Brandenburg entwickelte Wasserstoff-

Roadmap beschleunigt umgesetzt und zu einer gemeinsamen Wasserstoff-Strategie wei-

terentwickelt wird. Ziel ist der weitere Aufbau und die Vernetzung der Wasserstoffwirt-

schaft in der Region Berlin-Brandenburg. 

Dazu sollen notwendige technische Infrastrukturen und Kooperationen ausgebaut werden. 

Außerdem soll die Möglichkeit der Beschleunigung des Anschlusses an das geplante 

Wasserstoff-Backbone geprüft werden und der Aufbau einer Wasserstoff-Tankstellen-Inf-

rastruktur für den Schwerlastverkehr in der Metropolregion Berlin-Brandenburg realisiert 

werden.“ 

 

Hierzu wird berichtet: 

 

Es wird um Fristverlängerung bis Ende August 2024 gebeten, da notwendige senatsin-

terne Abstimmungsprozesse noch nicht abgeschlossen werden konnten. 
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Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

Entfällt. 

b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

Entfällt. 

 

 

 

Berlin, den 21.06.2024 

 

 

 

Franziska   G i f f e y 

......................................... 

Senatorin für Wirtschaft, 

Energie und Betriebe 


